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Qualität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung an die Meldebehörden
Problemstellung
Im Personenstandsregister müssen z. T. Beurkundungen vorgenommen werden, auch wenn die Identität oder Namensführung der beteiligten Personen nicht durch entsprechende Dokumente nachgewiesen werden kann. Die Tatsache, dass eine Beurkundung ohne Nachweise vorgenommen wurde, wird im Personenstandsregister in den folgenden Datenfeldern gemäß Anlage 1 der PStV gespeichert. 
· 1199: Familiennamensführung nicht nachgewiesen (Kind)
· 1299: Identität nicht nachgewiesen (Mutter)
· 1399: Identität nicht nachgewiesen (Vater)
· 4299: Identität nicht nachgewiesen (Angaben zur verstorbenen Person)
· 4399: Identität nicht nachgewiesen (Familienstand der verstorbenen Person)
Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsthematik soll geprüft werden, ob das Merkmal zur Familiennamensführung bzw. Identität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung von Standesämtern an Meldebehörden berücksichtigt werden muss.
Lösung
Das Expertengremium XPersonenstand hält die Übermittlung der Tatsache, dass eine Beurkundung ohne Nachweise vorgenommen wurde, trotz der Bedenken der Melderechtsreferate für erforderlich. Die folgenden Nachrichten wurden entsprechend erweitert: 
· 031010 (Geburt) / 031011 (Vaterschaftsfeststellung) / 031012 (Nichtbestehen einer Vaterschaft)
· Identität nicht nachgewiesen - Mutter 
· Identität nicht nachgewiesen - Vater
· Namensführung nicht nachgewiesen – Kind
· 031040 (Namensänderung) / 031050 (Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG)
· Namensführung nicht nachgewiesen – Kind
· 035010 (Sterbefall) / 035020 (Todeserklärung im Ausland)
· Identität nicht nachgewiesen – Verstorbener
Sowohl die QS-Instanz als auch der Änderungsbeirat für das Fachmodul des Personenstandswesens bestätigten den Lösungsvorschlag des Expertengremiums. 
Ergebnisse der Vorabstimmung
Die KoSIT hat die Lösung mit Vertretern aus den Melderechtsreferaten der Länder, Vertretern von Meldebehörden und den Verfahrensherstellern im Meldewesen vorabgestimmt. Die Ergebnisse dieser Vorabstimmungen waren uneinheitlich. 

Die Vertreter der Länder (und auch des Bundes) haben sich dagegen ausgesprochen, die Tatsache zu übermitteln, dass eine Beurkundung ohne Nachweise vorgenommen wurde. Als Begründung wurde angeführt, dass die Speicherung eines solchen Hinweises im Melderegister (und damit auch die Übermittlung einer solchen Kennzeichnung) nicht zulässig ist. Die Schaffung eines solchen Feldes ist aus Sicht der Länder derzeit auch nicht geboten, da mit dem  Datenaustauschverbesserungsgesetz die Speicherung des Ankunftsnachweises (AKN) im Melderegister gestattet wurde, und somit ein Anhaltspunkt zur Qualität der Daten gegeben wird. 

Eine Befassung im Rahmen der AG BMG am 27.10.2016 zum Thema „Marker für nicht belegte Angaben im Melderegister“ hat Folgendes ergeben: 
·  „Das Problem nicht belegter Angaben im Melderegister ist nicht neu und das Melderegister hat keine Art von öffentlichem Glauben. Es speichert jeweils die vorhandenen Angaben nach bestem Wissen. Würde eine Markierung für nicht belegte Angaben eingerichtet, schüfe dies zusätzlichen Aufwand.“
· „Auch wenn bei Abschluss des Asylverfahrens eine Identität festgestellt ist, ist diese in der Regel nicht durch Vorlage entsprechender Unterlagen belegt.“
· „Die Diskussion habe sich entzündet, weil im Zusammenhang mit der Registrierung von  Flüchtlingen aus dem Geburtsstaat auf die Staatsangehörigkeit geschlossen wird. Entsprechende Dokumente für den Eintrag liegen in der Situation nicht vor. Mit der Markierung als „nicht belegt“ o. ä. würden allerdings auch Datenempfänger verunsichert. Bedeutsam sei, dass mit den jeweiligen Angaben die Person im Melderegister geführt wird und auffindbar ist.“

Die Vertreter der Meldebehörden begrüßen die Übermittlung der Kennzeichen, um es bei der Einarbeitungen der Mitteilungen vom Standesamt, bei Nachfragen und bei Vorsprachen in die Entscheidungen miteinbeziehen zu können. Ohne diese Kennzeichnungen sehen sie die Idee des Datenaustauschverbesserungsgesetzes gefährdet, da ggf. die Daten im Melde- und im Ausländerzentralregister auseinanderlaufen. Darüber hinaus sehen sie ohne eine entsprechende Kennzeichnung die hohe Glaubwürdigkeit der Mitteilungen der Standesämter insgesamt in Frage gestellt, da die Angaben in jedem Einzelfall nicht durch entsprechende Urkunden belegt sein könnten.
 
In Gesprächen mit Herrn Sartorius (BMI) und Herrn Leder (Brandenburg) wurde bestätigt, dass es Klärungsbedarf hinsichtlich der Datenübermittlungen zwischen Standesämtern und Meldebehörden gibt, die auf Beurkundungen mit nicht nachgewiesenen Identitäten basieren. Dieses Thema soll unabhängig von der konkreten Ausgestaltung von XPersonenstand 1.7.2 in der Steuerungsgruppe besprochen werden. 



[bookmark: AMLoesungEnde]Antragsdetails
	Antragssteller:
	EG XPersonenstand

	Gestellt am:
	24.5.16

	Bezug:
	XPersonenstand v1.7.1 – Kapitel 6

	Priorität:
	1

	Betroffene HAW:
	

	Wartend auf:
	


Problembeschreibung bei Erfassung	
Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsthematik soll geprüft werden, ob das Merkmal zur Qualität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung von Standesämtern  an Meldebehörden berücksichtigt werden muss.
Beispiel für einen konkreten Fall:
· Ein Flüchtling wird registriert und erhält eine BÜMA. In der BÜMA wird ausgedrückt, dass es sich um Daten auf Zuruf handelt.
· Mit Daten auf BÜMA erfolgt eine Anmeldung in der MB.
· In der MB wird nun ein DS erzeugt, der im Fall nicht nachgewiesener Daten diese außen vor lässt.
· Dieser Ausländer bekommt nun ein Kind. Dabei werden im Standesamt mehr Daten erfasst, als auf der BÜMA eingetragen.
· Mitteilung an die MB, welche die zusätzlichen Daten ins MR aufnimmt.
· Das Meldewesen verteilt diese Daten nun als „sicher“ ans Ausländerwesen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Konkret handelt es sich um folgende Felder in der Anlage1:
· 1199 Familiennamensführung nicht nachgewiesen (Kind)
· 1299 Identität nicht nachgewiesen (Mutter)
· 1399 Identität nicht nachgewiesen (Vater)
· 4299 Identität nicht nachgewiesen (Angaben zur verstorbenen Person)
· 4399 Identität nicht nachgewiesen (Familienstand der verstorbenen Person)
Für alle Nachrichten aus dem Geburtenregister sowie dem Sterberegister an die Meldebehörden sollte geprüft werden, ob eines der o.g. Felder in der jeweilig mitzuteilenden Fallgestaltung vorkommen kann.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT / OV	2016-07-12
Identifizierte Nachrichten in denen die Übermittlung eines der o.g. Felder relevant sein könnte:
031010  Felder 1199,1299 und 1399 wären möglich, da beide Elternteile in einer Nachricht mitgeteilt werden, sofern dieselbe Meldebehörde zuständig ist.
031011  Felder 1199,1299 und 1399 wären möglich, da beide Elternteile in einer Nachricht mitgeteilt werden, sofern dieselbe Meldebehörde zuständig ist.
031012  Felder 1199,1299 und 1399 wären möglich, da beide Elternteile in einer Nachricht mitgeteilt werden, sofern dieselbe Meldebehörde zuständig ist.
031020  eine Adoption kann wohl nur bei gesicherter Identität durchgeführt werden
031021  eine Adoption kann wohl nur bei gesicherter Identität durchgeführt werden
031040  eine Namensänderung kann wohl nur bei gesicherter Identität durchgeführt werden
031100  Berichtigung Geburtseintrag. 1199,1299 und 1399 wären möglich.
035010  4299, ein Familienstand wird nicht mitgeteilt
035020  4299, ein Familienstand wird nicht mitgeteilt
035100  4299, ein Familienstand wird nicht mitgeteilt

Da in einigen Nachrichten mehrere Personen vorkommen können, deren Daten nicht gesichert sind, ist es aus Sicht der KoSIT sinnvoll, die Tatsache, dass die Mitteilung nicht gesicherte Daten beinhaltet, bei der betreffenden Person mit einem Boolean, welcher nur übermittelt wird, wenn dieser den Wert ‚true‘ hat, zu kennzeichnen. 

Daraus ergibt sich ein Änderungsbedarf wie folgt:

031010(Mitteilung über eine Geburt an die Meldebehörde)
Element Kind, Mutter und Vater
031011 (Mitteilung über die Feststellung der Vaterschaft an die Meldebehörde)
Element Kind, Mutter und Vater
031012 (Mitteilung über das Nichtbestehen der Vaterschaft an die Meldebehörde)
Element Kind, Mutter und Vater
031100 (Mitteilung über die Berichtigung eines Geburtseintrags an die Meldebehörde)
Element Kind, Mutter und Vater

035010 (Mitteilung über einen Sterbefall an die Meldebehörde)
Direkt als Element der Nachricht
035020 (Mitteilung über die Todeserklärung im Ausland an die Meldebehörde)
Direkt als Element der Nachricht
035100 (Mitteilung über die Berichtigung eines Sterbeeintrags an die Meldebehörde)
Direkt als Element der Nachricht

Bearbeitet durch: KoSIT / OV	2016-08-22
Es gibt drei verschiedene Möglichkeiten, o.g. Änderungsbedarf an den Nachrichten durchzuführen:
1. In jeder aufgeführten Nachricht werden drei Boolean eingefügt: 
a. Identifikation nicht nachgewiesen Kind 
b. Identifikation nicht nachgewiesen Mutter
c. Identifikation nicht nachgewiesen Vater

2. Im Datentyp Sta2MB.Person.MitAnschrift wird ein Boolean „Identifikation.Nicht.Nachgewiesen“ eingefügt
a. Nachteil ist, dass so die Möglichkeit besteht, in Nachrichten in denen diese Option nicht gewählt werden können soll, dennoch gewählt werden kann. Diese Option müsste in der Dokumentation ausgeschlossen werden. (z.B. explizite Nennung der Nachrichten, in denen der Boolean genutzt werden darf, etc.) 
Das wären die Nachrichten:
i. 031020
ii. 031021
iii. 032010
iv. 032030
v. 033010
vi. 033030

3. Es wird ein neuer Datentyp erstellt, welcher den Datentyp Sta2MB.Person.MitAnschrift erweitert um einen Boolean „Identifikation.Nicht.Nachgewiesen“.

Bearbeitet durch: KoSIT / OV	2016-08-30
Schreiben an den Verlag zur Bewertung:
[…]
anbei erhalten Sie die Entwurfsfassung des CR 102-2016, mit der Bitte, dass Sie als umsetzender Verfahrenshersteller mir Ihre Meinung zu den Lösungsvorschlägen übermitteln. 
Kurze Zusammenfassung:
Das Merkmal „Qualität nicht nachgewiesen“ wird als Boolean „IdentifikationNichtNachgewiesen“ realisiert. Es sind nur wenige Nachrichten betroffen. Weiteres entnehmen Sie bitte dem CR.
Hier die Lösungsvorschläge zu Ihrer Bewertung:
1. Das Merkmal wird jeweils für die Mutter, den Vater und das Kind direkt in der Hauptebene der Nachricht eingefügt. 
Diese Variante hat mehrere Vorteile. Sie ist leicht umzusetzen und einfach nachzuvollziehen. Da wir nahezu keinen Wartungsaufwand für dieses Merkmal erwarten, wäre diese Variante durchaus praktikabel.
1. Im Datentyp Sta2MB.Person.MitAnschrift wird ein Boolean „IdentifikationNichtNachgewiesen“ eingefügt.
1. Nachteil ist, dass der Datentyp auch in Nachrichten verwendet wird, welche das Merkmal nicht übermitteln können müssen. Es besteht also die Möglichkeit besteht, in Nachrichten in denen diese Option nicht gewählt werden können soll, dennoch gewählt werden kann, was zu Verwirrung und somit ggf. erhöhtem Supportaufwand beim Verlag führen könnte. Diese Möglichkeit müsste daher in der Dokumentation ausgeschlossen werden. (z.B. explizite Nennung der Nachrichten, in denen der Boolean genutzt werden darf, etc.) 
Betroffen wären die Nachrichten wären die Nachrichten:
0. 031020
0. 031021
0. 032010
0. 032030
0. 033010
0. 033030
1. Es wird ein neuer Datentyp erstellt, welcher den Datentyp Sta2MB.Person.MitAnschrift erweitert um einen Boolean „Identifikation.Nicht.Nachgewiesen“.
Der Nachteil hier wäre, dass für eine recht überschaubare Menge an Änderungen ein neuer Datentyp eingeführt werden würde.

Aus Sicht der KoSIT würde die erste Variante ausreichen, wie schon oben erwähnt, erwarten wir keinen großen Wartungsaufwand für dieses Merkmal, sodass eine Umsetzung direkt in der Nachricht vollkommen ausreichen würde. 
Bitte teilen Sie mir Ihre Einschätzung bis zum 06.09.2016 mit.
Bearbeitet durch: VfSt	2016-09-02
[…] 
für den CR Qualität nicht nachgewiesen, CR-2016-102,  befürworten wir die Variante 2. 
 […] 
Bearbeitet durch: KoSIT / OV	2016-09-05
Nach Rücksprache mit Herrn Horn wird im Entwurf trotz der Befürwortung der Variante 2 des Verlages die von der KoSIT präferierte Variante 1 umgesetzt. 
Umsetzung erfolgt für die Nachrichten:
· 031010
· 031011
· 031012
· 035010
· 035020
Die Berichtigungsnachtrichten (031100 und 035100) wurden nicht angepasst, da diese entfernt werden sollen. (Vgl. CR 2016-10 Berichtigungen)
Bearbeitet durch: EG XPS	2016-09-20
Neben den bereits im CR aufgeführten Nachrichten soll ein Element "namensfuehrungNichtNachgewiesen“) in die Nachrichten 
· 031040 (Mitteilung über die Namensänderung eines Kindes an die Meldebehörde) und 
· 031050 (Mitteilung über die Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 StAG an die Meldebehörde)
aufgenommen werden.
Modellierungsdetails: 
· Das Element "familiennamensfuehrungNichtNachgewiesen" soll in "namensfuehrungNichtNachgewiesen" gekürzt werden.
· Die Formulierung der Dokumentation soll geändert werden von "Mit diesem Element kann angezeigt werden ..." in "Mit diesem Element wird mitgeteilt ..." um nicht ungewünscht eine besondere Optionalität zu vermitteln.
· Schreibfehler in Elementnamen unterhalb von stA2MB.Geburt.031011: "identitaeNichtNachgewiesen"
Bearbeitet durch: KoSIT / OV	2016-09-26
Die Änderungswünsche des EG wurden wie folgt umgesetzt:
· Der Elementname familiennamensfuehrungNichtNachgewiesenKind wurde in den Nachrichten 031010, 031011 und 031012 gekürzt auf namensfuehrungNichtNachgewiesen. 
· In der Nachricht 031011 wurde der Schreibfehler korrigiert.
· Die Dokumentation der Elemente wurde in den Nachrichten 031010, 031011, 031012, 035010 und 035020 geändert.
· In den Nachrichten 031040 und 031050 wurde das Element namensfuehrungNichtNachgwiesen analog zu den o.g. aufgenommen.
Damit ist der CR erledigt.
Es ist noch ein Versionshistorieneintrag zu erstellen.
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	2016-11-03
Der Änderungsantrag wurde Vertretern des Meldewesens mit der Bitte zugeleitet, bei Bedarf Bedenken gegen die geplante Änderung vorzutragen. 
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	2016-11-15
Die Rückmeldungen aus dem Meldewesen sind uneinheitlich: 
Gegen die Umsetzung des CRs wird von Vertreten aus den Landesministerien angeführt, dass sich die AG BMG in ihrer 16. Sitzung (27./28. Oktober 2016) mit dem Thema befasst hat. Die Vertreter der Landesministerien
· lehnen die Schaffung einer gesonderten Eintragungsmöglichkeit z.B. durch den Vermerk "beruht ausschließlich auf den Angaben der meldepflichtigen Person" im Melderegister ab. 
· halten diese auch derzeit nicht für geboten, da mit dem Datenaustauschverbesserungsgesetz die Speicherung des Ankunftsnachweises (AKN) im Melderegister gestattet wurde, und somit ein Anhaltspunkt zur Qualität der Daten gegeben wird.
· halten es für bedenklich, einen solchen Hinweis im Melderegister zu speichern und ihn dann ggf. auch noch im Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen weiterzuleiten.
Für die Umsetzung des CRs spricht aus Sicht von Vertretern aus Meldebehörden 
· dass die Abgaben vom Standesamt für die Meldebehörde eine andere Qualität haben, wenn es sich um nicht nachgewiesene Daten handelt:
· Wird die Information „Beurkundung ohne übliche Nachweise“ nicht übermittelt, dann bedeutet das in der Praxis, dass die Meldebehörden den XPersonenstandsnachrichten weniger Glauben schenken müssten. 
· zu befürchten ist, dass das Fehlen einer solchen Information in Einzelfällen zu einer Mehrfachanlage von Einträgen im Melderegister führt, wenn Inhalte uneingeschränkt übernommen werden.
· dass die in der Nachricht übermittelte Information für die Sachbearbeitung von Nutzen wäre, auch wenn sie im Melderegister nicht gespeichert werden kann:
· Hinweis im Fachverfahren während der Nachrichten-Verarbeitung
· Für die weitere Bearbeitung, Nachfragen und bei Vorsprachen kann diese Information vom Sachbearbeiter für eine Zeit zumindest aus der E-Akte entnommen und in die Entscheidungen miteinbezogen werden.
· Der AKN wird nur für einen begrenzten Zeitraum gespeichert und die Meldebehörden erhalten zurzeit sehr viele Geburtsmitteilungen, in denen die Eltern Asylsuchende sind, aber keinen Ankunftsnachweis haben. In diesen Fällen gibt es keinen Hinweis im Melderegister, dass es sich überhaupt um Asylsuchende handelt und die Daten generell ungeprüft sind. Die Sachbearbeiter sind in den Fällen dazu geneigt, für die Eltern die Daten vom Standesamt zu übernehmen. So würde man der Idee des Datenaustauschverbesserungsgesetzes zuwiderlaufen, denn im Melderegister sind dann andere Daten gespeichert, als im AZR.
Als Alternative zur Übermittlung der Information „Beurkundung ohne übliche Nachweise“ wurde aufgeworfen, dass die Standesämter vor einer Beurkundung auf einer Anpassung der verwendeten Legitimationspapiere bestehen, wenn die Angaben in der Beurkundung von denen auf den verwendeten Legitimationspapieren abweichen. Auf diese Weise wäre sichergestellt, dass die Datenübermittlung der Standesämter auf bereits berichtigte/korrigierte Personalien im Melderegister treffen würde. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Auf dem EG 07 wurde das Thema besprochen, folgendes Ergebnis wurde erzielt:
Wie im CR-Eintrag [2016-11-15] dargestellt, herrscht auf Seiten des Meldewesens Uneinigkeit darüber, ob die Tatsache, dass die Identität nicht nachgewiesen wurde, den Meldebehörden mitgeteilt werden soll. 
Die von der Meldeseite vorgeschlagene Alternative [2016-11-15, letzter Abschnitt] scheint am eigentlichen Problem vorbeizugehen. 
Das EG geht von hohen Fallzahlen aus. 
Die Angaben werden bereits jetzt im Standesamt erfasst und gespeichert. Die Aufnahme der Angaben in die Übermittlung an die Meldebehörden verursacht nur geringen Aufwand. Würde die Angabe bis zur Klärung auf Seiten des Meldewesens aus der Spezifikation entfernt, entstünde ggf. ein zeitlicher Verzug von einem Release.
Beschluss:
Die Modellierung im aktuellen Entwurf (Identität nicht nachgewiesen wird übermittelt) soll beibehalten werden.
Das Thema soll in der Steuerungsgruppe erörtert werden.
Bearbeitet durch: AG Test	2016-11-16
Die zusätzlichen Felder sind sinnvoll. Eine Ausnahme ist die Nachricht 031041. Hier ist das Feld nicht sinnvoll, fachlich ist die Nachricht eher mit 031020 verwandt und nur inhaltlich mit 031040 identisch.
Abgesehen von dieser Anmerkung ist die Umsetzung korrekt und sinnvoll.
Bearbeitet durch: KoSIT / HW	2016-11-22
In Gesprächen mit Herrn Sartorius und Herrn Leder wird bestätigt, dass es Klärungsbedarf hinsichtlich der Datenübermittlungen zwischen Standesämtern und Meldebehörden gibt, die auf Beurkundungen mit nicht nachgewiesenen Identitäten basieren. Dieses Thema soll unabhängig von der konkreten Ausgestaltung von XPersonenstand 1.7.2 in der Steuerungsgruppe besprochen werden. 
In Abstimmung mit Herrn Sartorius und Herrn Leder wird folgendes Vorgehen für XPersonenstand 1.7.2 festgelegt: 
1. Kennzeichnung der aufgenommen Felder als „strittig“
2. Votum über weiteres Vorgehen in der QS Instanz XPersonenstand einholen. 
a. Herr Sartorius wird hierzu das Gespräch mit BMI V II 1 suchen
b. Herr Sartorius wird als QS-Vertreter des Meldewesens eine schriftliche Stellungnahme abgeben
3. Beschluss über weiteres Vorgehen für XPersonenstand 1.7.2 im CAB Personenstandswesen mit ggf. anschließender Konfliktklärung in SG
Bearbeitet durch: KoSIT / HW	2016-11-23
Das Kindelement „namensfuehrungNichtNachgewiesen“ aus der Nachricht 031041 (Erwachsenenadoption) wurde entfernt. 
Für die Identität- bzw. NamensführungNichtNachgewiesen-Flags wurde ein Hinweis aufgenommen, dass die Übermittlung an die MB noch strittig ist. 
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2016-12-14
Auszug aus dem Protokoll der QS-Instanz:
„[…] 
Vorteilhaft wäre die Aufnahme in Release 1.7.2, weil dadurch bei positiver Einigung ein Zeitverzug zur Umsetzung vermieden würde. Nachteilig wäre, dass bei negativer Einigung eine Handlungsanweisung und die entsprechende Umsetzung in den Fachverfahren erforderlich würden, um die Übermittlung des Merkmals zu unterdrücken. Weiter würden für die Umsetzung der Streichung des Merkmals in den Fachverfahren weniger als neun Monate zur Verfügung stehen. Sollte die Übermittlung auch später nicht gewünscht werden, wäre ggf. unnötiger Anpassungsaufwand der Fachverfahren verursacht worden.
Man ist sich einig, dass es sich um ein sensibles Thema handelt; die Übermittlung wird einhellig für erforderlich gehalten. Die Personenstandsregister genießen öffentlichen Glauben und sollten daher auch alle ihnen vorliegende Erkenntnisse übermitteln, damit in der Meldebehörde nicht der Eindruck erweckt wird, die Angaben zur Namensführung der Person seien verlässlich.
Frau Müller plädiert für das BMI V 2 I für die Umsetzung zum aktuellen Release und für eine Befassung der Steuerungsgruppe.“
Beschluss
Die QS-Instanz hat folgendes beschlossen:
„Die QS-Instanz empfiehlt die Aufnahme der Merkmale zu „Identität nicht nachgewiesen“ und „Familiennamensführung nicht nachgewiesen“ in das Release 1.7.2.
Die KoSIT wird mit dem Vorsitzenden der Steuerungsgruppe Kontakt aufnehmen, um ihn über die Veröffentlichungsabsicht trotz bestehenden Konfliktes zu informieren und seine Entscheidung über das weitere Vorgehen einzuholen. An dieser Stelle ist anzumerken, dass der BMI-Vertreter des Meldewesens begründet nicht an der Sitzung teilnehmen konnte.
Bearbeitet durch: AG Test	2017-01-11
Da noch kein Testfall vorhanden ist, kann die Umsetzung des CRs derzeit nicht geprüft werden.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2017-01-16
Der Änderungsbeirat befasst sich im Rahmen der Abnahme des aktuellen Releases mit diesem CR.
Auszug aus dem Protokoll:
Das Expertengremium XPersonenstand hält die Übermittlung der Tatsache, dass eine Beurkundung ohne Nachweise vorgenommen wurde, trotz der Bedenken der Melderechtsreferate für erforderlich. Dieser Sichtweise hat sich die QS-Instanz angeschlossen. 
Für die Abstimmung im Änderungsbeirat hatte Herr Tode sein Votum gegen die Übermittlung der in Rede stehenden Merkmale schriftlich bei der KoSIT abgegeben. Zum besseren Verständnis erläutert Herr Weber kurz die aus seiner Sicht wesentlichen, bisher gegen die Übermittlung vorgebrachten Argumente:
· Eine Rechtsgrundlage für die Übermittlung fehlt.
· Speicherbefugnis im Melderegister fehlt.
· Melderegister machen bislang keine Aussagen zur Qualität der eingetragenen Angaben.
Im Änderungsbeirat wird ausgetauscht:
· Zur Rechtsgrundlage stellt Herr Bockstette fest, die PStV erlaube die Übermittlung.
· Bei Geburtsbeurkundungen ohne nachgewiesene Namensführung wird keine Urkunde erstellt, sondern ein Registerauszug, dem die Tatsache der „unsicheren Namensführung“ zu entnehmen ist. 
· Die Erfahrung mit der Verwendung von Melderegisterauszügen zeigt, dass diese als Bestätigung der enthaltenen Angaben verstanden werden können. Missbräuchliche Nutzungen sind nicht auszuschließen, wenn hier der Hinweis auf die nicht nachgewiesenen Angaben fehlt.
· Es wird die Gefahr gesehen, dass sich (über die unkommentierte Eintragung im Melderegister) die Daten verfestigen. Die Erfahrung zeigt, dass i. d. R. spätestens zum Zeitpunkt der Eheschließung Urkunden vorgelegt werden können, so dass dann der Zustand ungeklärter Identität beendet werden kann.
· Es ist nicht Aufgabe des Personenstandswesens, den organisatorischen und technischen Umgang mit den Angaben im Meldewesen zu klären.
· Es wird gesehen, dass durch den Zuzug zahlreicher Personen mit nicht nachgewiesener Namensführung oder Identität das Problem auch in der nächsten Generation, also der der jetzt hier geborenen Kinder, bestehen wird. Der Umgang damit ist jedoch nicht Sache der Standards, sondern muss von den Fachleuten der Innenverwaltung gestaltet werden.
Die Anwesenden kommen zu folgendem Fazit:
· Aus Sicht des Personenstandswesens sind die Angaben zur Geburt ohne die Angabe der Merkmale "Familiennamensführung nicht nachgewiesen" oder "Identität nicht nachgewiesen" nicht vollständig. Auf die Übermittlung soll nicht verzichtet werden.
· Die Elemente sollen in die Version 1.7.2 wie vorgeschlagen aufgenommen werden. 
· Der Umgang mit der Situation, dass Melde- und Personenstandswesen hierzu unterschiedliche Positionen einnehmen, ist in der Steuerungsgruppe zu erörtern.
Beschluss:
· Hinsichtlich des Änderungsantrags 102/2016 Qualität nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung an Meldebehörden spricht sich der Änderungsbeirat mehrheitlich (3:1) für die Umsetzung im Release 1.7.2 aus.
· Der Änderungsbeirat nimmt das Release XPersonenstand 1.7.2 einschließlich der Umsetzung des CR 102/2016 ab und empfiehlt dessen Freigabe.
Bearbeitet durch: KoSIT (OV)	2017-01-27
Die in [2016-11-23] eingetragenen Hinweise, dass die Übermittlung des Flags an die Meldebehörden strittig sei, wurden aufgrund der Entscheidung des Änderungsbeirates wieder aus der Spezifikation entfernt.
Bearbeitet durch: Steuerungsgruppe	2017-02-17
[bookmark: _GoBack]Im Rahmen der Sitzung der Steuerungsgruppe konnten die Bedenken des Meldewesens ausgeräumt und die Sichtweise des Meldewesens bestätigt werden. XPersonenstand 1.7.2 wird also die Übermittlung der in Rede stehenden Angaben an die Meldebehörden zulassen. 
Geplante weitere Bearbeitung
1. Es ist ein geeigneter Testfall durch die AG Test zu erstellen.
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